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„Behandlung nur 
mit Patientenwillen“ 
Ein Patient im dauerhaften Wachkoma kann

nur durch eine ärztliche Behandlung am Le-

ben gehalten werden. Diese geschieht im-

mer über eine PEG-Sonde, manchmal zu-

sätzlich durch künstliche Beatmung oder

weitere Substitution. In jedem Falle bedarf

die ärztliche Behandlung der Rechtfertigung.

Eine ärztliche Behandlung ist per se eine

strafbare Körperverletzung, die ihre Recht-

fertigung nur erhält, wenn sie durch eine

ärztliche Indikation und kumulativ durch den

Patientenwillen gedeckt ist.

Kann ein Patient seinen Willen aktuell nicht

äußern, so ist dieser gemäß § 1901a BGB zu

ermitteln. Hier kann entweder nach § 1901 a

Absatz 1 eine schriftliche Patientenverfügung

vorliegen, mit der der Patient eine lebenser-

haltende Therapie für seinen aktuellen Krank-

heitszustand im Voraus verboten hat. Alter-

nativ nach § 1901 a Abs. 2 BGB  hat der

Betreuer oder Bevollmächtigte mündliche

Behandlungswünsche des Patienten zu er-

mitteln und  kundzutun und diesen genauso

Geltung zu verschaffen wie mündlichen Vor-

ausverfügungen. Schließlich schreibt § 1901

a Abs. 2 BGB als dritte Variante vor, dass bei

Fehlen einer schriftlichen Patientenverfügung

und Fehlen von mündlichen Behandlungs-

wünschen der mutmaßliche Wille des Patien-

ten festzustellen und auf dieser Grundlage zu

entscheiden ist, ob in eine lebenserhaltende

ärztliche Behandlung eingewilligt  werden

darf. Dass eine Behandlung bereits längere

Zeit andauert, ist kein Argument. Die Fortset-

zung muss genauso legitimiert werden. Wört-

lich heißt es im Gesetz: „Der mutmaßliche

Wille ist aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu

ermitteln. Zu berücksichtigen sind insbeson-

dere frühere mündliche oder schriftliche 

Äußerungen, ethische oder religiöse Über-

zeugungen und sonstige persönliche Wert-

vorstellungen des Betreuten.“ 

Das alles entspricht identisch und wörtlich

deckungsgleich der bisherigen höchstrich-

terlichen Rechtsprechung vor dem Patien-

tenverfügungsgesetz von 2009 und dem Pa-

tientenrechtegesetz von 2013.

§ 1901 b BGB beschreibt dann, wie vorzu-

gehen ist: Nach dem Medizinrecht (§ 630

Buchst. a Abs. 2 BGB) muss die Behandlung

dem anerkannten Facharztstandards ent-

sprechen. Bei Wachkoma-Patienten bedeutet

dies, dass der Arzt erst einmal eine Indikation

für die Lebenserhaltung stellen muss. Es

muss also bei einer Abwägung von Nutzen

und Schaden für den Patienten eine positive

Bilanz zu bejahen oder jedenfalls mit einiger

Wahrscheinlichkeit zu erreichen sein. Indiziert

der Arzt unter diesen Voraussetzungen die an-

gedachte lebenserhaltende Behandlung des

Patienten, so muss er nach § 1901 b Abs. 1

BGB mit dem Betreuer beziehungsweise Be-

vollmächtigten erörtern und klären, ob der Pa-

tientenwille gemäß § 1901 a BGB (in allen

drei dort genannten Versionen) die Grundlage

für die angebotene Therapie deckt.

Nach § 1901 b Abs. 2 sollen zu dieser Er-

mittlung des Patientenwillens nahe Angehö-

rige oder sonstige Vertrauenspersonen des

Betreuten Gelegenheit zur Äußerung haben.

Nach § 1904 Abs. 4 BGB bedarf es für die

Beendigung der Lebenserhaltung keiner Ge-

nehmigung durch das Betreuungsgericht,

soweit zwischen dem behandelnden Arzt

und dem Vertreter des Patienten Einverneh-

men über den entsprechenden Patientenwil-

len besteht.

Soweit die rechtliche Lage, auf deren Ba-

sis allein die Mitwirkung unserer Kanzlei in

mehreren hundert Fällen die rechtliche Absi-

cherung solcher Vorgehensweisen sicherge-

stellt hat. Im übrigen hat sich hier eine gute,

rechtlich korrekte Praxis entwickelt. Das 

Bewusstsein der Bevölkerung hat die rechtli-

che und moralische Grundsatzfrage ins Zen-

trum gerückt, dass man sich rechtfertigen

muss, dass der Wachkoma-Patient seine

künstliche Lebenserhaltung so gewollt hätte.

Medizin ethisch darf man nicht fragen, ob

man den Wachkoma-Patienten sterben las-

sen darf. Medizinethisch stellt sich die Frage,

ob man sein von Schicksal, respektive Gott,

respektive Natur vorgegebenes Versterben

nach dem Patientenwillen langfristig verhin-

dern darf.

Nachdem in der Bevölkerung bis heute nur

etwa 30 Prozent eine Patientenverfügung mit

einer derartigen Regelung gemacht haben,

muss man nach dem Gesetz häufig auf

mündliche Behandlungswünsche oder den

mutmaßlichen Willen abstellen. Miss-

brauchsfälle sind hier selbstverständlich

möglich. Sofern Zweifel am Willen des Pa-

tienten, wie er ermittelt und vorgetragen

wird, bestehen, besteht immer die Möglich-

keit, das Betreuungsgericht einzuschalten.

Insbesondere dann, wenn dem Arzt die vom

Vertreter des Patienten vorgetragene Wil-

lensermittlung nicht glaubhaft erscheint.

Verdachtsmomente kann jedermann jeder-

zeit dem Betreuungsgericht oder der Polizei

mitteilen. Die Betreuungsgerichte sind die

rechtsstaatliche Gewähr dafür, dass der

Wille des Patienten auch in Form der Fest-

stellung des mutmaßlichen Willens mit

höchster Verantwortung ermittelt wird.

Selbstverständlich gilt der Grundsatz „Im

Zweifel für das Leben!“. 

Selbstverständlich darf nur eine lebenser-

haltende Behandlung abgebrochen werden,

damit das Sterben des Patienten nach des-

sen Willen zugelassen werden kann. Niemals

darf der Patient getötet werden. Der Bundes-

gerichtshof hat ferner am 25.6.2010 ent-

schieden, dass in einer solchen Situation

auch die gebotene Beendigung der künstli-

chen Beatmung keine verbotene aktive Ster-

behilfe, sondern rechtlich gebotenes Han-

deln nach dem Willen des Patienten zur

Beendigung der rechtswidrigen Lebensver-

längerung ist. 

Aus den von unserer Kanzlei betriebenen

Fällen, aus Literatur und Forschung, aus der
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„Selbstverständlich 
gilt der Grundsatz: 

Im Zweifel 
für das Leben!“.

Wolfgang
Putz,
Rechts-
anwalt.



Tätigkeit an der Universität, aus unserer Mit-

wirkung an Fortbildungskursen für Pflege-

kräfte und Ärzte haben wir zu keinem Zeit-

punkt Anhaltspunkte gewonnen, dass es –

über bekannt gewordene Einzelfälle hinaus

– einen nennenswerten Missbrauch geben

könnte. Sicher ist das Gegenteil der Fall. Es

wird viel zu häufig davor zurückgescheut,

den Patientenwillen, der glaubhaft ermittelt

und vorgetragen wird, zu berücksichtigen,

womit man sich der strafbaren Körperverlet-

zung schuldig macht. 
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